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Sachgebiet 95 


Vorblatt 


Vertrag über die Schiffahrt mit dem Spanischen Staat 

(Bericht des Ausschusses für Verkehr und für das Post- und 

Fernmeldewesen) 


A. Problem 

Die deutsche Schiffahrt wird in einer Reihe von Staaten ins- 
besondere bei Benutzung der Häfen und der dort vorhandenen 
Einrichtungen benachteiligt. 


B. Lösung 

Der Vertrag mit dem Spanischen Staat enthält ein Diskriminie- 
rungsverbot und bestimmt, daß die Vertragspartner der Han- 
delsschiffahrt des anderen Teiles die Inländerbehandlung und 
die Meistbegünstigung gewähren. 


C. Alternative 

Alternativen sind nicht erörtert worden. 


D. Kosten 

Es entstehen keine Kosten. 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb; Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen 
(13. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingehrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Vertrag vom 27. August 1968 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Spanischen Staat über 

die Schiffahrt 

— Drucksache VI/80 — 


A. Bericht des Abgeordneten Lemmrich 


Der Entwurf wurde in der 18. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am lv5. Dezember 1969 dem Aus- 
schuß für Verkehr und für das Post- und Fernmelde- 
wesen überwiesen, der die Vorlage in seiner Sit- 
zung am 22. Januar 1970 behandelt hat. 

Der zur Ratifizierung anstehende Vertrag mit dem 
Spanischen Staat über die Schiffahrt, der für fünf 
Jahre fest abgeschlossen worden ist, hat die Auf- 
gabe, jede Diskriminierung der Handelsschiffahrt 
des anderen Staates zu verhindern und sicherzustel- ' 
len, daß die Handelsmarine des anderen Staates, 
insbesondere bei Benutzung der Häfen und der dort j 
vorhandenen Einrichtungen, wie die eigene behan- 
delt wird. Das Prinzip der Inländerbehandlung und ! 
der Meistbegünstigung bestimmen den Vertrag. Das 


Bonn, den 22. 


Diskriminierungsverbot, das dem von der OECD 
aufgestellten Grundsatz entspricht, gilt nicht nur für 
Warentransporte, sondern auch für die Beförderung 
von Fahrgästen. Bei Meinungsverschiedenheiten 
über die Durchführung des Vertrages soll, wenn 
Konsultationen zu keinem Ergebnis geführt haben, 
auf Antrag einer Partei ein Schiedsgericht entschei- 
den. 

Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen hat den Vertrag einmütig gebilligt 
und ist der Auffasung, daß gleichartige Verträge mit 
möglichst zahlreichen Staaten abgeschlossen werden 
sollten, um die teilweise noch vorhandenen Behin- 
derungen der deutschen Handelsschiffahrt zu besei- 
tigen. 


Januar 1970 


Lemmrich 

Berichterstatter 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, 53 Bonn 1 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Gesetzentwurf — Drucksache VI/80 — unverän- 
dert zuzustimmen. 


Bonn, den 22. Januar 1970 


Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- 
und Fernmeldewesen 


Dr. Apel 

Vorsitzender 


Lemmrich 

Berichterstatter 



